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Amts Blatt. 


M 16. Marienwerder, den 19ten April 1839. 
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Das 7te und Ste Stuͤck der Geſetz-Sammlung enthaͤlt unter: 


Mo. 


No. 
No. 


No. 


No. 


1981. Die Miniſterial-Erklaͤrung vom 20ſten November 1838 und 16ten 
Februar 1839, die Erneuerung der Durchmarſch: und Etappen⸗ 
Konvention zwiſchen Preußen und dem Großherzogthum Heſſen betr. 

1982. Die Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom 24ſten Februar c. über die 
Erhebung der resp. Wege und Bruͤckengelder in Neu⸗Hardenberg, 

8 in Quappendorf und in Finkendorf. g 

1983. Die Allerhoͤchſte Kabinets-Ordre vom Zten März c. wegen Ver⸗ 
leibung der revidirten Staͤdte Ordnung an die Stadt Wongrowiec 
im Großherzogthum Poſen; a 


1984. desgleichen vom Sten Mär o., die Ausprägung von Doppelthalern 


oder 31 Guldenſtücken als Vereinsmuͤnze betreffend; 


1985. desgleichen dom ten März c., wegen Unzuläßigkeit der exekuti⸗ 
viſchen Beſchlagnahme von Uniformſtuͤcken der Offtziere außer Dienſt. 


1986. Das Geſetz über das Urmaaß des Preußiſchen Staats im Verfolg 


des Geſetzes vom 16ten Mai 1816, d. d. den 10ten März e. 


1987. Die Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom 23ſten März e., betreffend 
5 5 der Schiffahm auf der Ruhr zu erhebende Abgabe nehſt 

arif. 

1988. Die Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom 17ten Maͤrz c., betreffend 
die Einziehung des Porto für unfrankirte Vorſtellungen an Gerichts: 
Behoͤrden auf die zuruͤckgehenden Adreſſeu. "TER 

1989. Verordnung zur Vervollſtaͤndigung der Zuſammenſetzung der Kreis: 
Rinde in der Rheinprovinz, vom 26ſten März o ö 


1930. Verordnung, die Teilnahme des Kreiſes St. Wendel am Rbeini⸗ 
ſchen Provinztal⸗Landtage betreffend, vom 26ſten März c. e 


ausgezeben In Marienwerder den 20ſten April 1839. 


X ar 


Bekanntmachung 
die Auszahlung der zum 1ften, Ini 1839 gekündigten 883,900 Thaler Staats⸗ 
Schuldſcheine betreffend. i 

I. Die Einloͤſung der in der 12ten Verloofung gezogenen und durch das 
Yublifandum vom 15öten Februar d. J. zur baaren Auszahlung am Iften 
Juli c. gefündigten Staatsſchuldſcheine im Betrage von „883,900 Nihlr.,“ 
wird zugieich mit Realiſation der zu ihnen gehörigen, am 1ſten Juli d. J. 
fällig werdenden Koupous ſchon vom Iften Juni c. ab bei der Staats⸗ 
Schulden ⸗Tilgungs⸗Kaſſe, bier in Berlin (Taubenſtraße Nro. 30.) in den 
Vormittags Stunden gegen die vorgeſchriebenen Quittungen erfolgen. 

Es bleibt indeſſen den außerhalb Berlin wohnenden Inhabern ſolcher 
gekündigten Staats: Schuldſcheine auch uͤberlaſſen, dieſe ſchon vor dem 
iften Juni d. J. an die ihnen zunächſt gelegene Regierungss 
Haupt⸗Kaſſe, unter Beifügung doppelter Verzeichniſſe, in welchen die 
Staate Schuld ſcheine nach Nummern, Littern und Geld⸗Betraͤgen aufgefuͤhrt 
find, portofrei, zur weitern Beförderung an die Staats- Schulden⸗Tilgungt⸗ 
Kaſſe, zu überſenden damit fie die baare Valuta bis zum Iften Juli d. J. 
in Empfang nehmen konnen, als von welchem Tage ab, die Verzinſung zum 
Beſten des Tilgungs: Fonds aufhört. 

Berlin, den 2ten April 1839. 1 

Haupt- Verwaltung der Staats Schulden. 


Rother. v. Schütze. Beelitz. Deetz. v. Berger. 


Verordnungen und Bekanntmachungen. 


II. Es ift zu unſerer Kenntniß gekommen, daß beim Salzverkauf haͤufig ſo⸗ 
genannte Salz⸗Metzen gebraucht werden, welche dieſer Benennung ungeachtet 
nicht eine Metze oder ein Sechszehntel des Berliner Scheſſels, ſondern viel 
mehr ein davon gaͤnzlich abweichendes Maaß zu dem angeblichen Inhalt von 
drei Pfunden darſtellen. 


Die Anwendung eines ſolchen fo wie jedes andern von den Vorſchriften 
der Maaß⸗ und Gewichts Ordnung vem 16ten Mai 1816 abweichenden 
Mzaaßes im Öffentlichen Verkehr iſt jedoch durchaus unzalaͤßig und wir machen 
daher das Publikum und die Solzverkäufer darauf eufmerkſam, daß auch der 
Gebrauch der ſogenannten Salz⸗Metze dei Beſtimmungen der Allerhoͤchſten 
Kabinets⸗ Ordre vom 28ſten Juni 1827 und des 5. 12. der Maaß: und 
Gewichts Ordnung unterliegt und nicht nur die Kenfiskation ſolcher Maaße, 
ſondern auch eine Polizei Strafe von Einem bis Fünf Thalern nach ſich zieht 
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Die Polizeis Behörden werden gleichzeitig angewieſen bei den Kevifioren 
der im offentlichen Verkehre gebrauchten Maaße und Gewichte, die Salz⸗ 
Metzen nicht zu dulden, ſondern vielmehr gegen die Inhaber derſelben nach 
Vorſchrift der Geſetze zu verfahren. 

Marienwerder, den Aten April 1839. 


Koͤnigliche Preußiſche Regierung. 
Abtheilung des Innern. 


* 


III. Bei der nabe bevorſtehenden Wiederoͤffnung der Trajekte uͤber die Stroͤme 
und Gewaͤſſer finden wir uns veranlaßt, die zur Befoͤrderung der Sicherheit, 
Ordnung und Präcifion bei dem Ueberſetzen von Reiſenden durch die Faͤhr⸗ 
anſtalten getroffenen Beſtimmungen nachftebend wiederholt zur Öffentlichen Kenner 
niß zu bringen und fowoll die Faͤhr⸗Jubaber, als die mit der Beaufſichtigung 
der Fahranſtalten beauftragten Behörden und Beamten zur genaueſten Beach⸗ 
tung derſelben zu verpflichten. 


. 1. 

Im Allgemeinen hat der Inhaber einer Fͤͤhrgerechtigkeit die Verpflich⸗ 
tung, die Paſſage an dem beſtimmten offentlichen Uebergangspunkte fortdauernd 
und zu allen Jahreszetten mit polizeilicher anerkannter Sicherheit zu 

erhalten. Es bleibt ihm zwar unbenommen, fo weit ihn die Natur dabei, 
3. B. mittelſt theilweiſer oder gaͤnzlicher Eisbedeckung unterſtuͤtzt, dies zu bes 
nutzen, jedoch iſt er verbunden, jederzeit ſolche Vorrichtungen zu treffen, wie 
ſie den jedesmaligen Umſtaͤnden und dem Zwecke der Sicherheit angemeſſen ſind. 


9. 2. 

Der unmittelbare Vorſteher einer Faͤhranſtalt, Pächter oder Setz Schiffer 
ſowohl, als auch deſſen Leute, muͤſſen der Stromfahrt kundige Männer fein, 
und darf Niemand dazu angenommen werden, der ſeine Qualifikation vorher 
nicht genügend nachgewieſen hat. 

0 

Die Belaſtungs⸗ Fahigkeit einer jeden öffentlichen Fähre, eines Prahms 
und Ueberſetzungs⸗Botes muß, unter Leitung des betreffenden Waſſer⸗Bau⸗ 
Beamten, mit Zuziehung der Orts: Polizei: Behörden und eines zuverläßigen 
Schiffers gehörig feſigeſiellt und zu dein Ende mit einem mindeſtens einen 
Zoll breiten Leiſten um das Gefäß herum bezeichnet werden, welcher mit einer 
möglichſt unausloͤſchlichen weißen Farbe anzuſtreichen, die immer zu erneuern 
iſt, ſo oft ſie unkenntlich geworden. 3 
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Ueber dieſe Marke hinaus darf das Gefäß: unter keinen Umſtänden, bei 
ſchwerer Verantwortlichkeit des Faͤhr-Inhabers belaſtet werden. 7 

Bei der Beſtimmung der Belaſtungs⸗Faͤhigkeit iſt auf das richtige Vers 
baͤltniß der Breite des Fahrzeugs, insbeſondere der Ueberſetzungs⸗ Bote, zur 
Tiefe der Einſenkung zu ſehen, und der Gebrauch ganz ſchmaler Fahrzeuge 
zum Ueberſetzen durchaus zu verk ieten. 

Zu einer jeden Fahren ſo wie zu jedem Prahme gehoͤrt noch ein, rück 
ſichtlich ſeiner Belaſtungs⸗Faͤhigkeit ebenfalls geprüftes und bezeichneres Boot 
von binlaͤnglicher Größe, welches unter allen Umſtaͤnden leer mitgenommen 
werden muß, die Führe oder der Prahm mag bis zur feſtgeſetzten Einſenkung 
belaſtet ſein oder nicht. 

f 4 


$. * 

k Außerdem iſt jeder Fahr: Inhaber verpflichtet, die Auf- und Abfahrts⸗ 
Brücken an den beiderſeitigen Ufern der Faͤhrſtelle jederzeit in der ganzen 
Breite der Fähre anzulegen und zu unterhalten, die Fahre aber an beiden 
Enden mit Klappen von gleicher Breite zu verfehen, welche letztere fo einzu, 
richten find, daß fie während der Ueberfahrt aufrechtſtehen und als Schuß 
gelaͤnder hinten und vorne dienen koͤnnen. F 
0 9. 5. ö Pu F 

Der Ueberſatz muß zu jeder Tages: und Nachtzeit, wie auch ſowohl bei 
gutem als uͤblen Wetter ohne Zeitverluſt ſtatefinden. 3 
Ausgenommen bievon bleiben Faͤlle augenſcheinlicher Lebensgefahr, wo 
dann das Ueberſetzen ganz unterbleiben muß. 


Einzelne Perſonen muͤſſen, wenn dem betreffenden Faͤhr⸗Inhaber in 
dieſer Beziehung nicht durch Kontrakt oder ſonſt beſondere Verpflichtungen 
auferlegt find, ſofort uͤbergeſetzt werden, wenn fie fo viel entrichten, als das 
Faͤhrgeld von einem Fuhrwerke, bei deſſen Erreichung die Faͤhranſtalt zum 
alleinigen Ueberſatz verpflichtet iſt, beträgt. 

Auch iſt der Faͤhrmann verpflichtet, nach beendigtem Ueberſetzen, ſofort 
zu feiner Station zuruͤckzukebren, ohne auf Mückfracht zu warten. ö 


0 Air 
Sobald der Uebergangspunkt dergeſtalt mit Eis bedeckt tſt, daß er wit 
Fuhrwerken ſicher paſſirt werden kann, iſt, ſofern komraktliche Verabredungen 
nicht ein Anderes beſtimmen, der Eigenthuͤmer der Fährgerechtigkeit ver⸗ 
pflichtet, für ſichere Auf und Abfahrten durch Bretter⸗Anlagen oder Schwimm 
bruͤcken zu ſorgen, in ſo weit als es nach dem Uriheile der Lokab Polizei Be⸗ 
boͤrde nothwendig iſt. Auch iſt bei anhaltendem Froſte die Eisbahn zu ver⸗ 


\ 
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ſtärken, und demnaͤchſt dergeſtalt zu bezeichnen, daß ſie bei dem Uebergange 
nicht verfehlt werden kann. 1 1/9 a 

| 2 % Lu i 
g Wird der Uebergang durch eingetretene Umſtande lebensgefährlich, To iſt 
der Fähr⸗Inhaber gehalten, dies an den betreffenden Stellen durch gewöhn⸗ 
liche in der Gegend uͤbliche Warnungszeichen gnzuzeigen. Die Lokal⸗Poltzei⸗ 
Behörde bat darauf, daß ſolches geſchiehet, bei. eigener. firenger Verantwors 
lichkeit zu halten. ane ine * 

Jeder Inhaber einer Faͤhrgerechtigkeit iſt verpflichtet, in ſo weit dies 
bis jelzt noch nicht geſchehen iſt, den beſtaͤtigten Tarif auf dem Ueberſetz⸗ 
Gefäße: ſelbſt oder am Ufer an einer ſchicklichen Stelle, auf einer gemalten 
Tafel zu Jedermanns Einſicht e 9 

Jede Ueberſchreitung der durch den Tarif beſtimmten Sätze, wohin auch 
das Abfordern von Trinkgeldern gehoͤrt, unterliegt den in den Geſetzen ent 
haltenen Strafvorſchriften, und wird in dieſer Beziehung auf das Geſetz we, 
gen Beſtrafung der Tariſ⸗leberſchreitungen bei Erhebung von Kommunilations⸗ 
Abgaben vom 20ſten März 1837 Seite 57, der Geſetzſammlung pro 1837 
mit dem Beifuͤgen verwieſen, daß, auch in dieſer Hinſicht der Inhaber einer 
Faͤhranſtalt für, ſeine Leute verantwortlich bleibt. 
n 5. 11. | | 

Es ſoll mindeſtens in jedem Jahre von Amtswegen eine zweimalige Re 


viſion einer jeden Foͤhranſtalt durch den betreffenden Waſſerbaubeamten unter 
Zuztehung der Oxts⸗Polizei Behörde, und zwar einmal mit dem Anfange des 
Winters und einmal im Sommer ſtattfindeu, und ſelbige ins beſondere ſtrenge 
auf die bauliche Beſchaffenheit der Ueberſetzungs-Gefaͤße und auf die Güte 
des dazu gehörigen Geſchirrs gerichtet werden. Die Orts: Polizeir Behörde 
bat darauf zu halten, daß der Anweiſung des Baubegmten, zur Abhuͤlfe vor⸗ 
gefundener Maͤngel un seigerliche Folge geleiſtet werde. 
Sollte ſich bei der folgenden Reviſſon wider Verheſſen ergeben, daß 
dies nicht geſchehen, fo bat der Boubeamte, wenn Gefahr in Verzuge od, 
waltet, das Erforderliche auf Koſten des Verpflichteten ſofort anzuskdnen und 
ſolches der vorgeſetzten Koͤnigl. Regierung anzuzeigen, welche noͤrhigenfalls 
die Koſten exekutiviſch beitreiben laſſen wird. i 8 
Bei bemerkten Vernachlaͤſſigungen und Verſäumniſſen, deren Abhilfe 
minder eilig iſt, hat derſelbe aber nur an die Königl. Regierung zu berichten, 
damit die Poller Beborde zu weitern Maaß regeln veratzlaßt welde. 
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Jedes durch Zufall oder Benutzung zum Ueberſetzen untauglich gewordene 
Gefäß muß fo lange außer Gebrauch geſetzt werden, bis es voͤllig wieder 
bergeſtellt und bei der Reviſton als tüchtig anerkannt iſt. 

Wenn dergleichen Gefäße durch die vorgenommenen Reparaturen und eis 
wanige Veränderungen auch eine Veränderung ihrer Belaſtungs⸗Fähigkeit erlitten 
baben, ſo muß die Tiefe e . H. 3. anderweit feſtgeſetzt werden. 

Jede Vernachlaͤßigung oder Uebertretung der erlaſſenen Anordnungen 
unterliegt den entweder ſchon beſonders beſtimmten Polizeiſtrafen, oder in Er⸗ 
mangelung einer ſolchen Beſtimmung einer Geldſtrafe von 5 bis 20 Thalern 
oder vechältnigmäßiger Gefaͤngnißſtrafe. Iſt aber durch die Unterlaſſung der 
vorgeſchriebenen Vorſichtsmaaßregeln ein Schaden am Leben oder Leibe eines 
Menſchen entſtanden, fo iſt noch außerdem die Einleitung einer Kriminal, 
Uaterſuchung gegen den Uebertreter dieſer Polizei⸗Verordnung und die Ben 
ſtrafung deſſelben nach Vorſchrift des Allgemeinen Landrechts Tbl. 2. Tit. 20. 
H. 691. 692. 776. 777. 780. 781. in Antrag zu bringen. 

Indem wir die betreffenden Polizei-Behoͤrden hierdurch anweiſen, auf 
die Befolgung dieſer Vorſchriften Seitens der Inhaber von Faͤhranſtalten 
mit Strenge und Nachdruck ju halten, fordern wir zugleich das Publikum auf. 
auf die Beobachtung der getroffenen Sicherheits⸗Maaßregeln aufmerkſam zu 
ſein und bei etwa eintretender Vernachlaͤßigung derſelben entweder das Kreion 
Landraths⸗Amt oder die unterzeichnete Koͤnigl. Regierung zur unverzuͤglichen 
Einleitung der Abhilfe der ſtattfindenden Mangel davon in Kenntniß zu ſetzen. 

Marienwerder, den 10ten April 1839. N N } 

Koͤnigliche Preußiſche Regierung. 
Abtheilung des Innern. 


Iv. Von dem Königlichen Ober Praͤſidio der Provinz iſt genehmigt worden, 
daß mit den in adlich Groß-Schoͤnwalde Graudenzer Kreiſes ſtattfindenden 
beiden Märkten ein Vieh; und Pferde, Markt verbunden werden dürfe und 
wird dies hierdurch bekanne gemacht. N 
Marienwerder, den Orten April 1839, 
Königliche Preußiſche Regierung. 
Abtheilung des Innern. 


v. Nach J. 1. der unter dem 10ten Juli 1836 Aller boͤchſt erlaſſenen Der 
klaration und Abaͤnderung des Geſetzes vom Bren April 1823 uber die Me: 
gulkrung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhäͤltniſſe im Großherzogthume⸗ 
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Poſen und in den mit der Provinz Preußen wieder vereinigten Diſtrikten, 
dem Culm- und Michelauſchen Kreiſe und dem Landgebiete der Stadt Thorn, 
ſoll eine Stelle (im Gegenſatze zu einem Dienſtfamilien⸗Etabliſſement) für eine 
tegulirungsfaͤhige Ackernahrung angeſehen werden, 
1) wenn Spanndienſte von derſelben geleiſtet werden muͤſſen, oder 
2) wenn der Beſitzer zur Bewirtbſchaftung der Stelle bieher gewohnlich 
wenigſtens zwei Pferde oder zwei Zugochſen gehalten hat, und folche 
dazu auch noͤthig geweſen find, oder 
3) wenn ein Landbeſitz an Aeckern und Wieſen von fünf und zwanzig 

Morgen Preußiſch mitelerer Bodenklaſſe, einſchließlich der 

als Gärten und Wurthen benutzten Stuͤcke, und bei einer beſſeren 

oder geringeren Bodenbeſchaffenheit ein jenem Normalſatze gleich zu 

achtender Umfang ſolcher Ländereien zu der Stelle gehort. 9 

Findet ſich bei einer Stelle nicht wenigſtens Eins dieſer drei Merkmale 
vor, fo ſoll dieſelbe als ein Dienſtetabliſſement betrachtet werden und daher 
nicht regulirungsfaͤbig fein. Unter „mittlerer Bodenklaſſe“ aber fol Gerſte⸗ 
land zweiter Klaffe und alles Land, was dieſem gleich zu ad 
teck, verfianden werden. 

Mit Ruͤckſicht auf dieſe geſetzliche Beſtimmung und auf 6. 9. der gedach⸗ 
ten Deklaration, nach welchem das Maaß von Aeckern und Wieſen, welches 
dem bäuerlichen Wirthe verbleiben muß, um fiir ein Geſpann von zwei tuͤch⸗ 
tigen Zugochſen binlaͤngliche Arbeit zu haben, nach den vorkommenden Bodens 
arten, diſtriktsweiſe beſtimmt werden ſoll, iſt im §. 15. der Deklaration 
die Ermittelung, nach welchen Satzen die beſſeren oder die geringeren Bodens 
arten in Werhältniſſe zu „mittlerer Bodenklaſſe“ zu veranſchlagen ſind, unter 
Leitung der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden beſondren Kreiskommiſſionen vor⸗ 
behalten worden, die aus Kreisverordneten und einem für alle Kreit kommis, 
Konen ernannten Abgeordneten der erſtgedachten Behörde zuſammengeſetzt ſein 
ſollen. 

Dieſe Kreiskommiſſtonen ſind in den Kreiſen Loͤbau, Strasburg, Thorn, 
Culm und Graudenz (welche den mit der Provinz Preußen wieder vereinigten 
Culm- und Michelauſchen Kreis und das Landgebiet der Stadt Thorn enthal⸗ 
ten) vorſchriftsmaͤßig zuſammengetreten, und das Reſultat ihrer Ermittelungen 
der Feſtſetzung des gedachten F. 15. der Deklaration gemäß, von der unter⸗ 
zeichneten Königlichen Regierung dem Koͤniglichen Miniſterio des Innern zur 
Prüfung und Genehmigung vorgelegt worden, 

In Folge deſſen baben Sr. Excellenz der Herr Miniſter des Innern 
und der Polizei mittelſt Reſcripts vom 18ten Februar d. J. nach Maaßgab⸗ 


- 
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der Vorſchläge der Deputirten f eſtgeſetzt, daß in Bezug auf die Vorſchrift 
des F. 1. ber Deklaration vom 10ten Juli 1836 in den ſämmtlichen * 
ligten Kreiſen Lobau, Serasburg, Thorn, Culm und Graudenz 
fünfzehn Morgen Weizenland 1ſter 5 
achtzehn Morgen Weizenland 2ter und F Klaſſe 
ein und zwanzig Morgen Gerſtland 1ſter 
von dem Haferboden dagegen in den Kreiſen wen, Thorn und Culm 
dreißig Morgen, 
in den Kreiſen Strasburg und Graudenz aber 
fünf und dreißig Morgen, 
und endlich vom Rogg enboden im Kreiſe Lobau 
vierzig Morgen, 
in den Kreiſen Strasburg, Thorn, Culm und en Aber 
fünfzig Morgen, 
dem Normalſatze von funf und zwanzig Morgen Gerſland ter Klaſſe, fo 
wie daß in allen funf Kreiſen 
a) Wieſen von funfzehn und mehr Centnern Heuertrag pro Morgen 
dem Weizenlande 1ſter Klaſſe, 

b) Wieſen von eilf und mehr jedoch 2 15 Ceutnern Heusrtrag 
dem Weizenlande 2ter Klaſſe, her gen um 
c) Wieſen von acht und mehr jedoch unter 11 Gentuern dem Gerſb 

lande 1ſter Kloſſe, 
d' Wieſen von fünf und mehr jedoch unter 8 Seutfiern — 
dem Gerſtlande 2ter Klaſſe, und endlich 
e) Wieſen unter fünf Centuern Heuertrag dem Haſerlande, 
gleichzuletzen find. aun 
Was dagegen die Ermittelungen in Betreff des Maaßes von Aeckern 
und Wieſen betrifft, welches den baͤuerlichen Wirthen verdleiben muß, um 
binlaͤngliche Beſchaͤftigung für ein Geſpann von zwei tuͤchtigen Zugochſen zu 
gewäßren, fo ſteht Darüber noch ein beſonderer Erlaß Sr. Excellenz des 
Herrn Miniſter des Innern und der Polizei zu gewaͤrtigen, und wird der 
Inhalt deſſelben, fo weit es nörhig fein ſollte, e ebenfalls zur öfen 
lichen Kenntniß gebracht werden. 
Marienwerder, den Iten April 1839. 
Königliche Preußiſche Regierung, 
Zweite Abtheilung des Junern. 
————— ——— — 
(Hierzu das Verzeichniß der auf der Univerſität zu Königsberg im Sommer⸗ Halbjahr 


1839 zu haltenden Vorleſungen, als außerordentliche We und der öffentliche 
Anzeiger No. 16.) 


